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Unverbindliches Muster 

 

Kooperationsvereinbarung  

 

zur Umsetzung des DFG-Kodex  

„Leitlinien zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis“ 

 

zwischen 

 

[Einrichtung] 

[Anschrift] 

vertreten durch […] 

 

– im Folgenden „Einrichtung“ genannt – 

 

und 

 

[Kooperationspartner] 

[Anschrift] 

vertreten durch […] 

 

– im Folgenden „Kooperationspartner“ genannt – 

 

Vorbemerkung 

[Name der Einrichtung] ist [kurze Beschreibung der Einrichtung, insbesondere Rechtsform, 

Aufgabenbereich und wissenschaftlicher Bezug]. 

Der [Name des Kooperationspartners] hat den DFG-Kodex „Leitlinien zur Sicherung guter 

wissenschaftlicher Praxis“ durch [Bezeichnung des Regelwerks] rechtsverbindlich umgesetzt. 

Die Einrichtung kann den DFG-Kodex aufgrund [Organisationsstruktur / Verfasstheit / sonsti-

ger Umstände, kurze Konkretisierung] nicht vollständig in eigener Verantwortung umsetzen. 

Die Vertragsparteien schließen daher diese Kooperationsvereinbarung, um der Einrichtung 

eine Umsetzung des DFG-Kodex im Wege des Anschlusses an die Umsetzung durch die Ko-

operationspartner zu ermöglichen. 

Diese Vereinbarung regelt die anwendbaren Regeln guter wissenschaftlicher Praxis, den Zu-

gang zu Ombudspersonen sowie das Verfahren bei Verdacht wissenschaftlichen Fehlverhal-

tens. 
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§ 1 Anwendung der Regeln guter wissenschaftlicher Praxis 

(1) Die Einrichtung erkennt das Regelwerk des Kooperationspartners zur Sicherung guter 

wissenschaftlicher Praxis in der jeweils geltenden Fassung als für sich verbindlich an. Das 

Regelwerk ist dieser Vereinbarung als Anlage beigefügt / unter [Fundstelle] dauerhaft abrufbar. 

(2) Die Anerkennung nach Absatz 1 umfasst die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis, die 

Regelungen zum Ombudswesen sowie die Regelungen zum Verfahren bei Verdacht wissen-

schaftlichen Fehlverhaltens. Soweit einzelne Regelungen wegen der Organisationsstruktur 

oder Verfasstheit der Einrichtung von dieser nicht unmittelbar angewandt werden können, gel-

ten sie nach Maßgabe dieser Vereinbarung entsprechend. 

(3) Zuständigkeiten, die nach dem in Absatz 1 bezeichneten Regelwerk der Leitung, den Or-

ganen, Gremien oder Verwaltungseinheiten des Kooperationspartners zugewiesen sind, 

werden von den jeweils zuständigen Stellen der Einrichtung wahrgenommen, soweit diese 

Vereinbarung nichts Abweichendes bestimmt. 

(4) Die Einrichtung verpflichtet die in ihrem Verantwortungsbereich wissenschaftlich tätigen 

Personen sowie das an wissenschaftlichen Tätigkeiten oder Verfahren nach dieser Vereinba-

rung mitwirkende Personal auf die Einhaltung der Regeln guter wissenschaftlicher Praxis, ins-

besondere durch [arbeitsvertragliche Regelung / Dienstanweisung / Anerkennungserklärung / 

sonstiges Instrument]. 

(5) Der Kooperationspartner informiert die Einrichtung über Änderungen des Regelwerks nach 

Absatz 1. Die Einrichtung trägt dafür Sorge, dass die nach Absatz 4 verpflichteten Personen 

über Änderungen der anwendbaren Regeln informiert werden. 

§ 2 Ombudspersonen und Zugang zum Ombudsverfahren 

Bei der Auswahl der Variante sollte berücksichtigt werden, welche Ombudsstruktur für die Mit-

glieder und Angehörigen der Einrichtung möglichst niedrigschwellig erreichbar ist. Eigene Om-

budspersonen können für die Mitglieder und Angehörigen der Einrichtung leicht zu erreichen 

sein. Die Ombudspersonen des Kooperationspartners sollten genutzt werden, wenn die Ein-

richtung einer eigenen Ombudsstruktur insgesamt nicht zweckmäßig ist. 

Bitte wählen Sie eine Variante für die Regelung des Ombudswesens aus: 

☐ Eigene Ombudspersonen 

(1) Die Einrichtung benennt eigene Ombudspersonen, an die sich die in § 1 Absatz 4 genann-

ten Personen in Fragen guter wissenschaftlicher Praxis, und in Fragen vermuteten wissen-

schaftlichen Fehlverhaltens wenden können. 

(2) Die Einrichtung benennt mindestens zwei Ombudspersonen, die sich im Fall der Besorgnis 

der Befangenheit oder der Verhinderung gegenseitig vertreten.  

(3) Neben dem Zugang zu den lokalen Ombudspersonen besteht die Möglichkeit, sich an das 

überregional tätige „Ombudsgremium für die wissenschaftliche Integrität in Deutschland“ zu 

wenden, dessen Kontaktdaten auf der Website der Einrichtung bekannt gegeben werden. 
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☐ Ombudspersonen des Kooperationspartners 

(1) Die Ombudspersonen der Kooperationspartner stehen auch den in § 1 Absatz 4 genannten 

Personen als Ombudspersonen zur Verfügung. Sie können in Fragen zur guten wissenschaft-

lichen Praxis und in Fragen vermuteten wissenschaftlichen Fehlverhaltens angerufen werden. 

(2) Für den Fall der Besorgnis der Befangenheit oder der Verhinderung gelten die Vertretungs-

regelungen des Regelwerks des Kooperationspartners entsprechend. 

(3) Neben dem Zugang zu den lokalen Ombudspersonen besteht die Möglichkeit, sich an das 

überregional tätige „Ombudsgremium für die wissenschaftliche Integrität in Deutschland“ zu 

wenden, dessen Kontaktdaten auf der Website der Einrichtung bekannt gegeben werden.  

§ 3 Verfahren bei Verdacht wissenschaftlichen Fehlverhaltens 

Bitte wählen Sie eine Variante für die Einrichtung einer Kommission zur Untersuchung von 

Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens aus: 

☐ Untersuchungskommission des Kooperationspartners 

(1) Die Kommission des Kooperationspartners zur Untersuchung von Verdachtsfällen wissen-

schaftlichen Fehlverhaltens ist auch für die Untersuchungen von Verdachtsfällen wissen-

schaftlichen Fehlverhaltens an der Einrichtung zuständig. 

(2) Werden gegen Personen nach § 1 Absatz 4 Vorwürfe wissenschaftlichen Fehlverhaltens 

erhoben, richtet sich das Verfahren nach dem Regelwerk des Kooperationspartners in der je-

weils geltenden Fassung. Zuständigkeiten, die nach diesem Regelwerk der Leitung, den Or-

ganen, Gremien oder Verwaltungseinheiten des Kooperationspartners zugewiesen sind, wer-

den von den jeweils zuständigen Stellen der Einrichtung wahrgenommen, soweit diese Ver-

einbarung nichts Abweichendes bestimmt. 

(3) Die Einrichtung unterstützt die Kommission des Kooperationspartners bei der Durchfüh-

rung des Verfahrens. 

(4) Nach Abschluss des Verfahrens werden der Einrichtung die Einstellungsentscheidung, der 

Untersuchungsbericht oder die sonstigen für die Wahrnehmung ihrer Zuständigkeiten erfor-

derlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt. 

 

☐ Untersuchungskommission der Einrichtung 

(1) Die Einrichtung setzt eine eigene Kommission zur Untersuchung von Verdachtsfällen 

wissenschaftlichen Fehlverhaltens ein. 

(2) Werden gegen Personen nach § 1 Absatz 4 Vorwürfe wissenschaftlichen Fehlverhaltens 

erhoben, richtet sich das Verfahren nach dem Regelwerk des Kooperationspartners in der je-

weils geltenden Fassung, soweit diese Vereinbarung nichts Abweichendes bestimmt. 

(3) Die Kommission der Einrichtung nimmt die Aufgaben der nach dem Regelwerk des Koope-

rationspartners zuständigen Untersuchungskommission wahr. Zuständigkeiten der Leitung, 

Organe, Gremien oder Verwaltungseinheiten des Kooperationspartners werden von den je-

weils zuständigen Stellen der Einrichtung wahrgenommen. 

(4) Soweit im Anschluss an die Feststellung eines wissenschaftlichen Fehlverhaltens Maßnah-

men in Betracht kommen, werden diese von den hierfür zuständigen Stellen der Einrichtung 

geprüft und umgesetzt. 
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§ 4 Bekanntgabe, Inkrafttreten und Beendigung 

(1) Die Einrichtung gibt die anwendbaren Regeln guter wissenschaftlicher Praxis, Namen und 

Kontaktdaten der zuständigen Ombudspersonen, die zuständige Stelle für Verfahren bei Ver-

dacht wissenschaftlichen Fehlverhaltens sowie den Zugang zum Ombudsgremium für die 

wissenschaftliche Integrität in Deutschland ihren Mitgliedern und Angehörigen in geeigneter 

Weise bekannt, insbesondere unter [Website / Intranet / sonstige Fundstelle]. 

(2) Diese Vereinbarung tritt am [Datum] in Kraft. Sie wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(3) Die Vereinbarung kann von jeder Vertragspartei aus wichtigem Grund gekündigt werden. 

(4) Die Einrichtung informiert die DFG im Falle einer Beendigung dieser Vereinbarung unver-

züglich und trägt dafür Sorge, dass der DFG-Kodex weiterhin umgesetzt wird. 

§ 5 Erklärung gegenüber der DFG 

Die Vertragsparteien erklären gegenüber der DFG, dass die in dieser Vereinbarung geregelte 

Anwendung der Regeln guter wissenschaftlicher Praxis, der Zugang zum Ombudsverfahren 

sowie das Verfahren bei Verdacht wissenschaftlichen Fehlverhaltens für sie verbindlich sind. 

 

 

 

[Ort, Datum, Unterschrift]  [Ort, Datum, Unterschrift] 

Für [Name der Einrichtung]  Für [Name des Kooperationspartners]  
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Weitere optionale Regelungsbereiche 

Gegenüber der DFG müssen ausschließlich die vorstehenden Regelungen zur Anwendung 

der Regeln guter wissenschaftlicher Praxis, zum Zugang zum Ombudsverfahren und zum Ver-

fahren bei Verdacht wissenschaftlichen Fehlverhaltens von den Vertragsparteien verbindlich 

geregelt und erklärt werden. 

Im Binnenverhältnis der Vertragsparteien kann darüber hinaus weiterer Regelungsbedarf be-

stehen. Die nachfolgenden Regelungsbereiche stellen unverbindliche Anregungen dar. Sie 

beruhen insbesondere auf Erfahrungen aus der Beratungspraxis und verstehen sich als Bei-

spiele für mögliche Regelungen. 

Die DFG-Geschäftsstelle ist nach Maßgabe des Rechtsdienstleistungsgesetzes nicht zur 

Rechtsberatung im Einzelfall befugt. Sie kann daher keine verbindliche Auskunft dazu geben, 

ob und in welcher Form die nachfolgenden Regelungen für eine konkrete Einrichtung geeignet, 

erforderlich oder anzupassen sind. Dies ist im Zweifel durch die jeweils zuständige Rechtsab-

teilung oder durch sonstige rechtliche Beratung der Vertragsparteien zu prüfen. 

Datenschutz 

Hinweis: Im Rahmen der Ombudsarbeit und von Verfahren bei Verdacht wissenschaftlichen 

Fehlverhaltens werden regelmäßig personenbezogene Daten verarbeitet. Ob hierfür eine ge-

sonderte Vereinbarung nach Art. 26 DSGVO, Art. 28 DSGVO oder eine andere datenschutz-

rechtliche Einordnung erforderlich ist, hängt von der konkreten Rollenverteilung der Vertrags-

parteien ab und ist im Einzelfall zu prüfen. 

(1) Die Vertragsparteien beachten bei der Verarbeitung personenbezogener Daten die jeweils 

anwendbaren datenschutzrechtlichen Vorschriften. 

(2) Soweit für die Durchführung dieser Vereinbarung der Abschluss einer gesonderten daten-

schutzrechtlichen Vereinbarung erforderlich ist, insbesondere nach Art. 26 oder 

Art. 28 DSGVO, schließen die Vertragsparteien eine solche Vereinbarung vor Beginn der be-

treffenden Verarbeitung ab. 

(3) Die Vertragsparteien stellen sicher, dass personenbezogene Daten nur verarbeitet werden, 

soweit dies für die Durchführung dieser Vereinbarung, die Beratung in Fragen guter wissen-

schaftlicher Praxis oder das Verfahren bei Verdacht wissenschaftlichen Fehlverhaltens erfor-

derlich ist. 

Vertraulichkeit 

Hinweis: Im Rahmen der Ombudsarbeit und von Verfahren bei Verdacht wissenschaftlichen 

Fehlverhaltens werden regelmäßig vertrauliche Informationen, personenbezogene Daten, For-

schungsinhalte, Unterlagen oder interne Vorgänge bekannt. Eine gesonderte Vertraulichkeits-

regelung kann sinnvoll sein, wenn die Vertragsparteien die Weitergabe und Nutzung solcher 

Informationen im Binnenverhältnis näher regeln wollen. 

(1) Die Vertragsparteien behandeln Informationen, die ihnen im Zusammenhang mit der 

Durchführung dieser Vereinbarung bekannt werden und deren Vertraulichkeit ausdrücklich be-

zeichnet ist oder sich aus der Natur der Sache ergibt, vertraulich. Dies gilt insbesondere für 

Informationen aus der Ombudsarbeit, aus Verfahren bei Verdacht wissenschaftlichen Fehlver-

haltens, zu beteiligten Personen, zu Forschungsinhalten sowie zu internen Vorgängen der 

Vertragsparteien. 
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(2) Vertrauliche Informationen dürfen nur verarbeitet, genutzt oder weitergegeben werden, so-

weit dies zur Durchführung dieser Vereinbarung, zur Beratung in Fragen guter wissenschaftli-

cher Praxis, zur Durchführung eines Verfahrens bei Verdacht wissenschaftlichen Fehlverhal-

tens oder aufgrund gesetzlicher Pflichten erforderlich ist. 

(3) Die Vertragsparteien stellen sicher, dass Personen, die zur Durchführung dieser Vereinba-

rung hinzugezogen werden, bereits zur Vertraulichkeit verpflichtet sind, einer gesetzlichen Ver-

schwiegenheitspflicht unterliegen oder zur Vertraulichkeit verpflichtet werden. 

(4) Die Vertraulichkeitspflichten gelten nicht, soweit die betreffenden Informationen allgemein 

bekannt sind, ohne Verstoß gegen diese Vereinbarung allgemein bekannt werden, rechtmäßig 

von Dritten erlangt wurden oder aufgrund gesetzlicher Pflichten, behördlicher oder gerichtli-

cher Anordnung offengelegt werden müssen. 

(5) Die Vertraulichkeitspflichten gelten auch nach Beendigung dieser Vereinbarung fort. 

Kostentragung 

Hinweis: Die Übernahme von Aufgaben im Ombudswesen oder in Verfahren bei Verdacht 

wissenschaftlichen Fehlverhaltens kann bei dem Kooperationspartner Personal- und Sachauf-

wand auslösen. Die Vertragsparteien können regeln, ob und in welchem Umfang hierfür 

Kosten erstattet werden. 

(1) Für die Durchführung dieser Vereinbarung erhebt der Kooperationspartner von der Einrich-

tung ein Entgelt. Es beträgt […] Euro pro [Jahr / Verfahren / angefangene Stunde / sonstiger 

Maßstab]. 

(2) Darüber hinausgehende Kosten, insbesondere für externe Expertise, Übersetzungen, Rei-

sen oder sonstige besondere Aufwendungen, werden nur erstattet, wenn die Vertragsparteien 

dies zuvor in Textform vereinbart haben. 

Haftung 

Hinweis: Eine Haftungsregelung kann sinnvoll sein, wenn eine Vertragspartei für die andere 

Vertragspartei Aufgaben im Ombudswesen oder in Verfahren bei Verdacht wissenschaftlichen 

Fehlverhaltens übernimmt. Ob und in welchem Umfang eine Haftungsbeschränkung zulässig 

und zweckmäßig ist, hängt von der Rechtsform der Vertragsparteien, dem anwendbaren Recht 

und der konkreten Ausgestaltung der Zusammenarbeit ab. 

(1) Die Vertragsparteien führen die Zusammenarbeit mit der Sorgfalt durch, die sie in eigenen 

Angelegenheiten vergleichbarer Art anzuwenden pflegen. 

(2) Eine Haftung der Vertragsparteien besteht nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften, 

soweit die Vertragsparteien nichts Abweichendes vereinbaren. 

(3) Eine abweichende Haftungsregelung bleibt einer gesonderten Vereinbarung der Vertrags-

parteien vorbehalten. 

 


	Vorbemerkung

